
Einladung  
 
Sitzung des Ortsgemeinderates 
 
Am Montag, 08. Dezember 2025 um 19.00 Uhr findet eine öffentliche und nichtöffentliche 

Sitzung des Ortsgemeinderates im Ratszimmer des Gemeindehauses statt.  
Hierzu lade ich herzlich ein. 

 

Tagesordnung 
Öffentliche Sitzung 

 

1. Niederschrift der letzten Sitzung 

2. Beratung und Beschlussfassung Forstwirtschafsplan für das Jahr 2026 

3.  Beschlussfassung Übertragung von Haushaltsermächtigungen 2019 nach 2020 

4. Beschlussfassung Übertragung von Haushaltsermächtigungen 2020 nach 2021 

5. Beschlussfassung Übertragung von Haushaltsermächtigungen 2021 nach 2022 

6. Feststellung des geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2019 und Entlastungserteilung gem. § 

114 Abs. 1 GemO 

7. Feststellung des geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2020 und Entlastungserteilung gem. § 

114 Abs. 1 GemO 
8. Feststellung des geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2021 und Entlastungserteilung gem. § 

114 Abs. 1 GemO 
9. Mitteilungen und Anfragen 

 

Nicht öffentliche Sitzung 

 

1. Grundstücksangelegeneheiten 

2. Mitteilungen und Anfragen 

 

Marco Klumb, Ortsbürgermeister 



Einwohnerinformation  

zur Sitzung vom 08. Dezember 2025 im Ratszimmer des 

Gemeindehauses von Bubach 
 

 

 

öffentliche Sitzung 
Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr 

Sitzungsende:   23:00 Uhr 

 

 

Stimmberechtigte Teilnehmer:  
 

Anwesend: 

Holger Arnspurg, Peter Bauermann, Jens Gumm, Markus Hemb, Marco Klumb, Tamara 

Stumm, Christina Federhenn, 

 
Gast:  
 
Tagesordnung - öffentliche Sitzung –  

 

1. Niederschrift der letzten Sitzung 

2. Beratung und Beschlussfassung Forstwirtschafsplan für das Jahr 2026 

3.  Beschlussfassung Übertragung von Haushaltsermächtigungen 2019 nach 2020 

4. Beschlussfassung Übertragung von Haushaltsermächtigungen 2020 nach 2021 

5. Beschlussfassung Übertragung von Haushaltsermächtigungen 2021 nach 2022 
6. Feststellung des geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2019 und 

Entlastungserteilung gem. § 114 Abs. 1 GemO 
7. Feststellung des geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2020 und 

Entlastungserteilung gem. § 114 Abs. 1 GemO 
8. Feststellung des geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2021 und 

Entlastungserteilung gem. § 114 Abs. 1 GemO 
9. Mitteilungen und Anfragen 

 

Tagesordnung – nicht öffentliche Sitzung –  

 

1. Grundstücksangelegenheiten 

2. Mitteilungen und Anfragen 



Vor Eintritt in die Tagesordnung wurde gemäß §§ 34 und 39 der Gemeindeordnung 

Rheinland-Pfalz festgestellt, dass das Gremium Ortsgemeinderat Bubach ordnungsgemäß 

einberufen wurde und beschlussfähig ist. Der Gemeinderat ist mit 5 Ratsmitgliedern und dem 

Ortsbürgermeister erschienen. Ein Ratsmitglied ist entschuldigt. 

 

öffentliche Sitzung 

 

Top 1 - Niederschrift der letzten Sitzung 

Die Niederschrift der letzten öffentlichen Sitzung war der Einladung hinzugefügt und wird 

durch Unterschrift genehmigt. Einwendungen der Ratsmitglieder gegen die Niederschrift 

werden keine gemacht. 

 

TOP 2 Beratung und Beschlussfassung Forstwirtschafsplan für das Jahr 2026 

 
SACHVERHALT: 
Gemäß § 29 Landeswaldgesetz hat die Gemeinde über den Forstwirtschaftsplan als 

Bestandteil des Haushaltsplanes zu beschließen. 

Revierleiter Stefan Esser trägt den Haushaltsplan 2026 vor und erläutert die Einnahmen und 

Ausgaben in den Bereichen Holzproduktion und sonstiger Forstbetrieb. Bei einem geplanten 

Holzeinschlag von 905 fm und den Fördermitteln ist ein Positives Betriebsergebnis von € 

1.936 € vorgesehen.  

 
BESCHLUSSVORSCHLAG: 
Der Gemeinderat Bubach beschließt den Forstwirtschaftsplan 2026 in der vorliegenden 

Form. 

BESCHLUSS: 
laut Beschlussvorschlag. 

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 
Gesetzliche Zahl der Ratsmitglieder: 7 

Anzahl der anwesenden Ratsmitglieder: 7 

Einstimmig beschlossen 
 

 
TOP 3 Beschlussfassung Übertragung von Haushaltsermächtigungen 2019 nach 2020 
Sachverhalt: 
 

Damit nicht ausgeschöpfte Haushaltsansätze nicht erneut veranschlagt werden müssen, 

regelt § 17 der Gemeindehaushaltsverordnung die Übertragbarkeit von Erträgen und 

Einzahlungen sowie Aufwendungen und Auszahlungen. So sind gemäß § 17 GemHVO 

Ansätze für ordentliche Aufwendungen und für ordentliche Auszahlungen, soweit der 

Haushaltsplan nichts anderes bestimmt, ganz oder teilweise übertragbar. Sie bleiben 

längstens bis Ende des folgenden Haushaltsjahres verfügbar. Bei Ansätzen für Auszahlungen 

aus Investitionstätigkeit bleibt die Ermächtigung bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für 

ihren Zweck bestehen, bei Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch zwei Jahre 

nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Bau oder Gegenstand in seinen wesentlichen 

Teilen genutzt werden kann. Werden Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

im Haushaltsjahr nicht begonnen, bleiben die Ermächtigungen bis zum Ende des zweiten 

Haushaltsfolgejahres bestehen. 



 

Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat nimmt die zu übertragenden Auszahlungen aus Investitionstätigkeit zur 

Kenntnis. 

 

 
 

 

Beschluss: 
 laut Beschlussvorschlag. 

 abweichender Beschluss: 

  

 

 

 

Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Zahl der Ratsmitglieder: 7 

Anzahl der anwesenden Ratsmitglieder: 7 

 Einstimmig   beschlossen   /   abgelehnt 

 mit Stimmenmehrheit beschlossen   /   abgelehnt 

7 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 

 
TOP 4 Beschlussfassung Übertragung von Haushaltsermächtigungen 2020 nach 2021 
Sachverhalt: 
 

Damit nicht ausgeschöpfte Haushaltsansätze nicht erneut veranschlagt werden müssen, 

regelt § 17 der Gemeindehaushaltsverordnung die Übertragbarkeit von Erträgen und 

Einzahlungen sowie Aufwendungen und Auszahlungen. So sind gemäß § 17 GemHVO 

Ansätze für ordentliche Aufwendungen und für ordentliche Auszahlungen, soweit der 

Haushaltsplan nichts anderes bestimmt, ganz oder teilweise übertragbar. Sie bleiben 

längstens bis Ende des folgenden Haushaltsjahres verfügbar. Bei Ansätzen für Auszahlungen 

aus Investitionstätigkeit bleibt die Ermächtigung bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für 

ihren Zweck bestehen, bei Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch zwei Jahre 

nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Bau oder Gegenstand in seinen wesentlichen 

Teilen genutzt werden kann. Werden Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

im Haushaltsjahr nicht begonnen, bleiben die Ermächtigungen bis zum Ende des zweiten 

Haushaltsfolgejahres bestehen. 

 

Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat nimmt die zu übertragenden Auszahlungen aus Investitionstätigkeit zur 

Kenntnis. 



 

 

 

Beschluss: 
 laut Beschlussvorschlag. 

 abweichender Beschluss: 

  

 

 

Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Zahl der Ratsmitglieder: 7 

Anzahl der anwesenden Ratsmitglieder: 7 

 Einstimmig   beschlossen   /   abgelehnt 

 mit Stimmenmehrheit beschlossen   /   abgelehnt 

7 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 

 
TOP 5 Beschlussfassung Übertragung von Haushaltsermächtigungen 2021 nach 2022 
Sachverhalt: 
 

Damit nicht ausgeschöpfte Haushaltsansätze nicht erneut veranschlagt werden müssen, 

regelt § 17 der Gemeindehaushaltsverordnung die Übertragbarkeit von Erträgen und 

Einzahlungen sowie Aufwendungen und Auszahlungen. So sind gemäß § 17 GemHVO 

Ansätze für ordentliche Aufwendungen und für ordentliche Auszahlungen, soweit der 

Haushaltsplan nichts anderes bestimmt, ganz oder teilweise übertragbar. Sie bleiben 

längstens bis Ende des folgenden Haushaltsjahres verfügbar. Bei Ansätzen für Auszahlungen 

aus Investitionstätigkeit bleibt die Ermächtigung bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für 

ihren Zweck bestehen, bei Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch zwei Jahre 

nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Bau oder Gegenstand in seinen wesentlichen 

Teilen genutzt werden kann. Werden Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 

im Haushaltsjahr nicht begonnen, bleiben die Ermächtigungen bis zum Ende des zweiten 

Haushaltsfolgejahres bestehen. 

 

Beschlussvorschlag: 
Der Gemeinderat beschließt folgende Haushaltsermächtigungen für ordentliche 

Aufwendungen und ordentliche Auszahlungen aus dem Jahre 2021 gem. § 17 Abs. 5 

GemHVO nach 2022 in Höhe von 28.000,00 € zu übertragen. 

 
 

Der Gemeinderat nimmt die zu übertragenden Auszahlungen aus Investitionstätigkeit zur 

Kenntnis. 



 
 

 

 

Beschluss: 
 laut Beschlussvorschlag. 

 abweichender Beschluss: 

  

 

Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Zahl der Ratsmitglieder: 7 

Anzahl der anwesenden Ratsmitglieder: 7 

 Einstimmig   beschlossen   /   abgelehnt 

 mit Stimmenmehrheit beschlossen   /   abgelehnt 

 

7 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 

 

TOP 6 Feststellung des geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2019 und 
Entlastungserteilung gem. § 114 Abs. 1 GemO 

SACHVERHALT: 
      

 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 
Der Vorsitz zu diesem Tagesordnungspunkt bleibt beim Ortsbürgermeister Marco Klumb. 

 

Der Vorsitzende trägt den Bericht der Sitzung über die Prüfung des Jahresabschlusses 2019 

vom 21.11.2025 vor und stellt ihn zur Debatte.  

 

 

Der Gemeinderat stellt fest, dass der Jahresabschluss zum 31.12.2019 ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Ortsgemeinde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung für 

Gemeinden vermittelt. Er stellt weiter fest, dass die im Rechenschaftsbericht dargestellten 

Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Der Gemeinderat 

stellt den Jahresabschluss fest und beschließt den Jahresüberschuss auf neue Rechnung 

vorzutragen. Außerdem beschließt der Gemeinderat im Rahmen des Jahresabschlusses 

ausgewiesenen über- und außerplanmäßigen Ausgaben –soweit noch nicht geschehen-, 

zuzustimmen.  

 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2019 wird wie folgt festgestellt: 

 

- Die Bilanz in Aktiva und Passiva gleichlautend mit 5.253.375,96 € 

- Die Ergebnisrechnung mit einem Jahresüberschuss von 36.761,43 € 

- Die Finanzrechnung mit einem Finanzmittelfehlbetrag von 22.351,47 € 



- Der Jahresüberschuss in Höhe von 36.761,43 € ist gemäß § 18 Abs. 3 GemHVO auf neue 

Rechnung vorzutragen. Im Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2020 ist eine Verrechnung 

mit der Kapitalrücklage vorzunehmen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Weiterhin beschließt der Gemeinderat dem damaligen Bürgermeister der 

Verbandsgemeinde, soweit nach § 68 GemO die Verbandsgemeindeverwaltung für die 

Ausführung des Haushaltsplanes zuständig ist sowie der damaligen Ortsbürgermeisterin Elke 

Härter und die sie vertretenden Beigeordneten sowie den Beigeordneten der 

Verbandsgemeinde, soweit sie vertretend tätig waren, nach § 114 Abs. 1 GemO Entlastung 

zu erteilen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

BESCHLUSS: 
 laut Beschlussvorschlag. 

 abweichender Beschluss: 

  

 

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 
Gesetzliche Zahl der Ratsmitglieder: 7 

Anzahl der anwesenden Ratsmitglieder: 7 

 Einstimmig   beschlossen   /   abgelehnt 

 mit Stimmenmehrheit beschlossen   /   abgelehnt 

7 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 

 
TOP 7 Feststellung des geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2020 und 
Entlastungserteilung gem. § 114 Abs. 1 GemO 
 
SACHVERHALT: 
      

 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 
 

Der Vorsitz zu diesem Tagesordnungspunkt bleibt beim Ortsbürgermeister Marco Klumb. 

 

Der Vorsitzende trägt den Bericht der Sitzung über die Prüfung des Jahresabschlusses 2020 

vom 20.11.2025 vor und stellt ihn zur Debatte.  

 

 

Der Gemeinderat stellt fest, dass der Jahresabschluss zum 31.12.2020 ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Ortsgemeinde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung für 

Gemeinden vermittelt. Er stellt weiter fest, dass die im Rechenschaftsbericht dargestellten 



Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Der Gemeinderat 

stellt den Jahresabschluss fest und beschließt den Jahresüberschuss auf neue Rechnung 

vorzutragen. Außerdem beschließt der Gemeinderat im Rahmen des Jahresabschlusses 

ausgewiesenen über- und außerplanmäßigen Ausgaben –soweit noch nicht geschehen-, 

zuzustimmen.  

 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2020 wird wie folgt festgestellt: 

 

- Die Bilanz in Aktiva und Passiva gleichlautend mit 5.226.407,80 € 

- Die Ergebnisrechnung mit einem Jahresfehlbetrag von 34.426,64 € 

- Die Finanzrechnung mit einem Finanzmittelüberschuss von 9.869,11 € 

- Der Jahresfehlbetrag in Höhe von 34.426,64 € ist gemäß § 18 Abs. 3 GemHVO auf neue 

Rechnung vorzutragen. Im Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2021 ist eine Verrechnung 

mit der Kapitalrücklage vorzunehmen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Weiterhin beschließt der Gemeinderat dem damaligen Bürgermeister der 

Verbandsgemeinde, soweit nach § 68 GemO die Verbandsgemeindeverwaltung für die 

Ausführung des Haushaltsplanes zuständig ist sowie der damaligen Ortsbürgermeisterin Elke 

Härter und die sie vertretenden Beigeordneten sowie den Beigeordneten der 

Verbandsgemeinde, soweit sie vertretend tätig waren, nach § 114 Abs. 1 GemO Entlastung 

zu erteilen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

BESCHLUSS: 
 laut Beschlussvorschlag. 

 abweichender Beschluss: 

  

 

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 
Gesetzliche Zahl der Ratsmitglieder: 7 

Anzahl der anwesenden Ratsmitglieder: 7 

 Einstimmig   beschlossen   /   abgelehnt 

 mit Stimmenmehrheit beschlossen   /   abgelehnt 

7 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 

 
TOP 8 Feststellung des geprüften Jahresabschlusses zum 31.12.2021 und 
Entlastungserteilung gem. § 114 Abs. 1 GemO 
SACHVERHALT: 
 

BESCHLUSSVORSCHLAG: 
 

Der Vorsitz zu diesem Tagesordnungspunkt bleibt beim Ortsbürgermeister Marco Klumb. 



 

Der Vorsitzende trägt den Bericht der Sitzung über die Prüfung des Jahresabschlusses 2021 

vom 21.11.2025 vor und stellt ihn zur Debatte.  

 

 

Der Gemeinderat stellt fest, dass der Jahresabschluss zum 31.12.2021 ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Ortsgemeinde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung für 

Gemeinden vermittelt. Er stellt weiter fest, dass die im Rechenschaftsbericht dargestellten 

Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Der Gemeinderat 

stellt den Jahresabschluss fest und beschließt den Jahresüberschuss auf neue Rechnung 

vorzutragen. Außerdem beschließt der Gemeinderat im Rahmen des Jahresabschlusses 

ausgewiesenen über- und außerplanmäßigen Ausgaben –soweit noch nicht geschehen-, 

zuzustimmen.  

 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2021 wird wie folgt festgestellt: 

 

- Die Bilanz in Aktiva und Passiva gleichlautend mit 5.342.547,09 € 

- Die Ergebnisrechnung mit einem Jahresüberschuss von 115.208,86 € 

- Die Finanzrechnung mit einem Finanzmittelfehlbetrag von 99.826,10 € 

Der Jahresüberschuss in Höhe von 115.208,86 € ist gemäß § 18 Abs. 3 GemHVO auf neue 

Rechnung vorzutragen. Im Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2022 ist eine Verrechnung 

mit der Kapitalrücklage vorzunehmen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

Weiterhin beschließt der Gemeinderat dem Bürgermeister der Verbandsgemeinde, soweit 

nach § 68 GemO die Verbandsgemeindeverwaltung für die Ausführung des Haushaltsplanes 

zuständig ist sowie der damaligen Ortsbürgermeisterin Elke Härter und die sie vertretenden 

Beigeordneten sowie den Beigeordneten der Verbandsgemeinde, soweit sie vertretend tätig 

waren, nach § 114 Abs. 1 GemO Entlastung zu erteilen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

 

BESCHLUSS: 
 laut Beschlussvorschlag. 

 abweichender Beschluss: 

  

 

ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 
Gesetzliche Zahl der Ratsmitglieder: 7 

Anzahl der anwesenden Ratsmitglieder: 7 

 Einstimmig   beschlossen   /   abgelehnt 

 mit Stimmenmehrheit beschlossen   /   abgelehnt 

7 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltungen 



 
TOP 9 Mitteilunge und Anfragen 
 

a. Die Straßenlaterne in der Oberstrasse 16 wird auf die Grundstücksgrenze zum 

Grundstück Oberstrasse 18 versetzt. Vor Ort-Termin von der Fa. Dämgen ist am 

09.12.2025 um 08:00 Uhr. 

b. Die Seniorenbeauftragte Christa Hemb hat schriftlich mitgeteilt, dass Sie das 

Ehrenamt der Seniorenbeauftragten zum Ende des Jahres abgibt. 

Marco fragt mögliche Nachfolger/innen ob diese bereit wären das Amt zu 

übernehmen. 



 

Tagesordnung – nicht öffentliche Sitzung 

 

1. Grundstücksangelegenheiten 

Vorkaufsrechtsanfrage für eine Landwirtschaftliche Grünfläche liegt vor und wird 

besprochen. 

 

2. Mitteilungen und Anfragen 

 keine 

 

 


	Anlagen
	Anlage 1: Einladung
	Anlage 1: Einwohnerinformation


